
Die Landwirtschaft und die Weltwirtschaftskrise

Bis ins frühe 20. Jahrhundert waren die Bauern der Oststeiermark größtenteils Selbstversorger.
Sowohl die Einkünfte als auch die Ausgaben waren gering. Mit den Einnahmen aus dem Verkauf
von Eiern, Butter oder Schmalz wurden die Auslagen für Salz, Zucker und eventuell Kaffee
bezahlt. Bei größeren Anschaffungen für die Landwirtschaft, wie moderne Maschinen oder zur
Bezahlung der Steuern wurde Getreide, Vieh oder Holz verkauft. 
Während der Weltwirtschaftskrise am Ende der 1920er Jahre und Beginn der 1930er Jahre litt
die gesamte Bevölkerung unter dem Zusammenbruch der Banken, der Massenarbeitslosigkeit
und den Einbrüchen in Gewerbe und Landwirtschaft. Jeder kaufte nur noch das zum Leben
unbedingt Notwendige. Die Preise der landwirtschaftlichen Produkte sanken um zirka ein Viertel.

Unwetter und Unruhen
Ein Hagelunwetter am 6. Juli 1930 vernichtete einen großen Teil der Ernte des Bezirkes Hartberg.
Besonders stark betroffen, mit beinahe 100 % Ernteausfällen, war der Norden des Bezirkes. Die
dortige Bevölkerung kämpfte ums nackte Überleben: Es fehlte an Nahrungsmitteln und an
Saatgut. Der Staat rief zu privaten Spenden auf, unternahm aber wegen der Budgetnot selbst
kaum etwas. Im Gegenteil: Steuern und Sozialabgaben wurden gnadenlos eingetrieben. Wer
nicht bezahlen konnte, wurde gepfändet. 
Um den Verantwortlichen darzulegen, dass die Bauernschaft am Rande ihrer Existenz stünde, rief
die Bezirksbauernkammer Hartberg für Anfang Mai 1931 die Bauern zu einer Versammlung nach
Hartberg-Lebing. 6.000 Menschen kamen zu einer überparteilichen friedlichen
Massenkundgebung. Dieses Zeichen wurde von der Politik nicht verstanden; nichts geschah um
die betroffenen Bauern zu entschulden.
Weitere Hagelunwetter trafen den Bezirk im Sommer 1931 mit voller Wucht. Fast die gesamte
Ernte im Wechselgebiet wurde zerstört. Durch Drohungen und Boykott konnten die Bauern im
Jahr 1931 in mehreren Orten Zwangsversteigerungen verhindern. Die alten Zahlungsrückstände
blieben jedoch und neue kamen wegen
der Missernte 1931 hinzu. Staat,
Banken und Krankenkassen versuch-
ten 1932 mit großem Nachdruck das
Geld einzutreiben. 

Vorauer Bauernrummel

Eine für das Unruhegebiet bestimmte Abteilung des in
Graz garnisonierten Alpenjägerregiments Nr.9 traf am
Morgen des Neujahrstages in Hartberg ein. Gegen 15

Uhr erfolgte die Weiterfahrt nach Vorau. Das Militär ist
feldmäßig ausgerüstet.

Wechselschau, 12.Jänner 1933



Eskalation in Vorau

In dieser Situation eskalierte die Gewalt. Am 27. Dezember 1932 wurde in Schachen bei
Vorau ein Gerichtsvollzieher von wütenden Bauern niedergeschlagen und verletzt. Er sollte
wegen ausstehender Krankenkassenbeiträge ein Schwein beschlagnahmen. Der
Gerichtsvollzieher Franz Hubmann musste ins Spital nach Graz eingeliefert werden. Auch
Bürgermeister Alois Rechberger wurde misshandelt. Vier Personen wurden 
daraufhin verhaftet. Am 29. und 30. Dezember demonstrierten Hunderte von Bauern in
Vorau für die Freilassung der Inhaftierten und gegen die Zwangsversicherung von
Landarbeitern. Kurzzeitig wurde der Landtagsabgeordnete und Hauptschuldirektor Anton
Gaugl von den Demonstranten als Geisel genommen und bedroht.
Für den Neujahrstag 1933 wurde ein Aufmarsch der Bauern am Hauptplatz von Hartberg
angekündigt. Zu diesem kam es nicht. Am Morgen des 1. Jänner traf das von der Regierung
entsandte Alpenjägerregiment Nr. 9 in Hartberg ein. Nachdem es in Hartberg ruhig geblie-
ben war, fuhr das Regiment nach Vorau weiter.
Immer mehr Bauern fanden sich dort ein. Am 2. Jänner 1932 waren es schließlich 1.500
Demonstranten. Auch an anderen Orten innerhalb und außerhalb des Bezirkes fanden
Kundgebungen statt. Die Masse forderte ultimativ die sofortige Freilassung der vier
Verhafteten. Die Situation war angespannt, Maschinengewehre wurden schussfertig
gemacht. Gerade noch rechtzeitig sagte die Regierung zu, die Forderungen der
Demonstranten zu erfüllen. Die in Graz Inhaftierten wurden freigelassen und eine blutige
Auseinandersetzung verhindert.
Ab dem Jahr 1933 verbesserte sich die wirtschaftliche Lage. Doch das Misstrauen der Bauern
in die Regierung, die ihre Versprechen zur Entlastung der Landwirte nicht einhielt, blieb
bestehen.

Bundesheer und Gendarmerie stehen
den aufgebrachten Bauern gegenüber
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